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Bekanntmachung des abschließenden Ergebnisses der Stichwahl  
des Oberbürgermeisters am 23. Februar 2025 

 
Der Wahlausschuss hat in seiner Sitzung am 27.02.2025 folgendes abschließendes Ergebnis der 
Stichwahl des Oberbürgermeisters festgestellt: 

1. Die Zahl der Stimmberechtigten: 99.508 

 Die Zahl der Personen, die gewählt haben: 59.171 

Die Zahl der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen: 58.407 

 Die Zahl der insgesamt abgegebenen ungültigen Stimmzettel: 764 

 
 Dabei entfielen auf die einzelnen Bewerber: 
 

Ord-
nungs
- zahl 

Name des Wahlvor-
schlagsträgers 
(Kennwort) 

Familienname, Vorname, akademische 
Grade, 
Beruf oder Stand 

Gesamt-
zahl der 
gültigen 
Stimmen 

01    Christlich-Soziale 
Union in Bayern e.V. 

Dr. jur. Kern Michael, Leitender Angestell-
ter, Stadtratsmitglied, Ingolstadt 

37.507 

05    Sozialdemokratische 
Partei Deutsch-
lands/BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN/Un-
abhängige Wählerge-
meinschaft Ingolstadt 
e.V./Die Linke/Ökolo-
gisch-Demokratische 
Partei 

De Lapuente Christian, Leitender Angestell-
ter, Stadtratsmitglied, Ingolstadt 

20.900 

 
 
2. Der Wahlausschuss hat festgestellt, dass Dr. Michael Kern mit 37.507 gültigen Stimmen mehr als 

die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat und damit zum Oberbürgermeister ge-
wählt ist. 

 
    Die gewählte Person hat die Wahl wirksam angenommen. 
 
 
27.02.2025 
 
gez. Dirk Müller 
Wahlleiter 
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Verbandssatzung für den Zweckverband 
„Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt, VGI“ 

vom 17. Dezember 2024 
(OBABl. S. 29/2025) 

 
Der Zweckverband Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt, VGI erlässt aufgrund von Art. 44 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 1994 (GVBl S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2022 (GVBl. S. 674) geändert worden ist, folgende Satzung zur Änderung und Neufas-
sung seiner Verbandssatzung: 
 

Verbandssatzung 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt, VGI“. Er ist eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts. 
 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Ingolstadt. 
 

§ 2 
Verbandsmitglieder 

 
(1) Verbandsmitglieder sind die Stadt Ingolstadt und die Landkreise Eichstätt, Neuburg-Schrobenhausen 

und Pfaffenhofen a. d. Ilm sowie die Ingolstädter Verkehrsgesellschaft mbH (INVG). 
 

(2) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, die Ziele des Zweckverbandes aktiv zu fördern und wirken 
auf die Umsetzung der Beschlüsse des Zweckverbandes in ihrem Einflussbereich hin.  
 

§ 3 
Räumlicher Wirkungskreis 

 
Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbandes umfasst das Gebiet der Stadt Ingolstadt, des Land-
kreises Eichstätt, des Landkreises Neuburg-Schrobenhausen und des Landkreises Pfaffenhofen a. d. 
Ilm.  
 

§ 4 
Aufgaben und Befugnisse 

 
(1) Aufgabe des Zweckverbandes ist die Weiterentwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs zu ei-

nem attraktiven und leistungsfähigen, durchgängig nutzbaren, unter verkehrlich, sozialen und ökologi-
schen Gesichtspunkten bedarfsgerechten Gesamtsystems für die Bevölkerung im Sinne eines Ver-
kehrsverbundes das alle Verkehrsangebote des allgemeinen ÖPNV und des Schienenpersonennah-
verkehrs im Rahmen der Aufgabenverantwortung der Verbandsmitglieder für den allgemeinen ÖPNV 
für die Region bündelt. 
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(2) Dem Zweckverband obliegt insbesondere die Festlegung  
1. der Tarifhöhe und der Tarifstruktur sowie der Beförderungsbedingungen im Verbundgebiet 
2. des Einnahmenaufteilungsverfahrens 
3. des Vertriebskonzepts und der Regelung der Vertriebsprovisionen 
4. des Marketingkonzepts und der Leitlinien der Öffentlichkeitsarbeit 
5. von Mindeststandards für Verkehrsangebote  
6. der Leitlinien der Kundenbetreuung und des verbundweiten Beschwerdemanagements 

 
(3) Der Zweckverband kann für die Festsetzung von Höchsttarifen für alle Fahrgäste oder bestimmte Grup-

pen von Fahrgästen eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 2 Buchstabe l) VO (EG) Nr. 1370/2007 
über die Anwendung des Verbundtarifes und damit zusammenhängender Integrationserfordernisse an 
den Verkehr sowie den entsprechenden Ausgleich an die Verkehrsunternehmen erlassen.  
 

(4) Im Übrigen überträgt der Zweckverband die Zusammenarbeit mit den im Verbundgebiet tätigen Ver-
kehrsunternehmen und insbesondere die Ausübung von Rechten und Pflichten aus der bestehenden 
Kooperation für die Anwendung des regionalen Gemeinschaftstarifes auf das Kommunalunternehmen 
Verkehrsverbund Großraum Ingolstadt, VGI AöR, die in allen Angelegenheiten des Verbundes den 
Verkehrsunternehmen gegenüber unmittelbar handlungsberechtigt ist. Die Finanzierungsverantwor-
tung für Verpflichtungen verbleibt vollumfänglich beim Zweckverband. Dies gilt insbesondere auch für 
etwaige Ausgleichsverpflichtungen gegenüber den Verkehrsunternehmen. 
 

(5) Dem Zweckverband können weitere Aufgaben im Rahmen der Zuständigkeiten der Verbandsmitglieder 
gemäß Art. 8 BayÖPNVG übertragen werden. 
 

§ 5 
Verbandsorgane 

 
Organe des Zweckverbandes sind 

1. die Verbandsversammlung, 
2. der Verbandsvorsitzende. 

 
§ 6 

Zusammensetzung der Verbandsversammlung, Stimmrecht 
 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus  
a. dem Oberbürgermeister der Stadt Ingolstadt als Verbandsvorsitzenden 
b. dem Landrat des Landkreises Eichstätt als stellvertretendem Verbandsvorsitzenden 
c. elf weiteren Verbandsräten von denen 

vier von der Ingolstädter Verkehrsgesellschaft mbH 
drei aus dem Kreistag des Landkreises Eichstätt 
zwei aus dem Kreistag des Landkreises Neuburg/Schrobenhausen 
zwei aus dem Kreistag des Landkreises Pfaffenhofen a. d. Ilm 

zu entsenden sind. 
 

(2) Die Verbandsmitglieder bestellen für jeden Verbandsrat für den Fall seiner Verhinderung einen Stell-
vertreter. Die Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden und des stellvertretenden Verbandsvorsitzenden 
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vertreten diese nicht in ihrer Eigenschaft als Verbandsvorsitzendender oder als stellvertretender Ver-
bandsvorsitzender.  
 

(3) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das Amt als Ver-
bandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die 
Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter 
aus. 
 

(4) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Verbandsräte jedes Mitgliedes können nur einheitlich abstimmen. 
 

§ 7 
Einberufung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzenden zusammen. Die 

Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände angeben und den Verbandsräten 
spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende 
die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen. 
 

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außerdem einberu-
fen werden, wenn es ein Verbandsrat beantragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 
 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsversammlung vor. Er leitet 

die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
 

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörden haben das Recht, an der Verbandsversammlung beratend teilzu-
nehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Per-
sonen hören. 
 

(3) Verbandsräte haben die Möglichkeit, jederzeit Mitarbeiter aus der Verwaltung oder Mitglieder der Kör-
perschaft zu den Sitzungen zuzuziehen. 
 

§ 9 
Beschlüsse in der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen 

sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. Über andere als in der 
Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle 
Verbandsräte erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind. 
 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteili-
gung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhand-
lung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung ausdrücklich hinzuweisen. 
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(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung nicht etwas 
anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der 
Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
 

(4) Entscheidungen des Zweckverbandes, die sich nur im Gebiet eines Zweckverbandsmitgliedes unmit-
telbar auswirken, haben im Einvernehmen mit diesem Mitglied zu erfolgen. 
Folgende Beschlüsse erfordern Einstimmigkeit: 

a. Änderungen der Verbandssatzung, 
b. Beschlüsse zu § 4 Abs. 2 Ziffer 1 bis 2 i.V. m. Abs. 4 sowie Richtlinien zu deren Finanzierung nach 

§ 19 Abs. 1, 
c. Übernahme von Aufgaben gemäß § 4 Abs. 5 und deren Finanzierung durch eine gesonderte Um-

lage gemäß § 19 Abs. 2, 
d. Änderung der Satzung der VGI AöR, 
e. Auflösung der VGI AöR. 
 

(5) Die Beschlüsse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Ver-
bandsräte, der behandelten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein 
Beschlussbuch einzutragen und von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeich-
nen. Schriftführer ist der Geschäftsleiter der Geschäftsstelle oder eine Dienstkraft des Verbandsmit-
gliedes, dessen Verbandsrat jeweils den Verbandsvorsitz führt. Jedes Mitglied der Verbandsversamm-
lung kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat. Abschriften 
der Niederschriften sind unverzüglich den Verbandsmitgliedern zu übermitteln. 
 

(6) Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung, in der die näheren Bestimmungen über 
den Geschäftsgang enthalten sind. 
 

§ 10 
Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung 

 
(1) Die Verbandsräte (mit Ausnahme des Vorsitzenden) sowie Hinzugezogene gem. § 8 Abs. 2 und 3 

können an den Sitzungen der Verbandsversammlung mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen. Zuge-
schaltete Verbandsräte gelten in diesem Fall als anwesend im Sinn von Art. 33 Abs. 1 Satz 1 KommZG. 
Voraussetzung für eine Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung ist die Angabe besonderer persönli-
cher Gründe. Gründe für eine virtuelle Teilnahme an Sitzungen können insbesondere pandemische 
Gründe, Krankheit, häusliche Quarantäne, berufliche Verhinderung oder die Pflege bzw. Betreuung von 
Angehörigen sein. Verbandsratsmitglieder, die mittels Ton-Bild-Übertragung an der Sitzung teilnehmen 
wollen, müssen die dem Vorsitzenden nach Zugang der Ladung spätestens bis zum 3. Arbeitstag vor 
der Sitzung schriftlich oder elektronisch unter Angabe eines der vorgenannten Gründe mitteilen. Sie 
erhalten für die Teilnahme vor der Sitzung einen Link, der per E-Mail an die vom Gremienmitglied zur 
Verfügung gestellte Mailadresse versandt wird. Die Verbandsräte sind aufgefordert, eine Teilnahme 
mittels Ton-Bild-Übertragung nur bei Bedarf in Anspruch zu nehmen und mitzuteilen, wenn sie nach 
dem Versand des Links statt mittels Ton-Bild-Übertragung in Präsenz an der Sitzung teilnehmen wollen. 
Weitere Voraussetzung der Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung ist die Unterzeichnung einer Be-
lehrung über die Teilnahme an Hybridsitzungen.  
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(2) Der Verantwortungsbereich des Zweckverbandes VGI beschränkt sich auf die Bereitstellung der Platt-
form zur audiovisuellen Zuschaltung.  Ist entweder mindestens ein Verbandsrat zugeschaltet oder be-
stätigt ein Test, dass die Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass der Grund für eine Nichtzu-
schaltung eines Verbandsrats nicht im Verantwortungsbereich des Zweckverbandes VGI liegt. 

(3) Bei einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist eine Teilnahme an Wahlen nicht möglich.  
 

(4) Verbandsräte, die mittels Ton-Bild-Übertragung am nicht öffentlichen Teil der Sitzung teilnehmen, ha-
ben in eigener Verantwortung dafür Sorge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem Verantwortungs-
bereich nur von ihnen wahrgenommen werden kann.  Zuwiderhandlungen gelten als Verstoß gegen 
die geltenden Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflichten und können mit Verhängen eines Ordnungs-
geldes geahndet werden. 
 

(5) Die Möglichkeit zur Teilnahme an den Sitzungen des Zweckverbandes VGI mittels Ton-Bild-Übertra-
gung besteht, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 
 

§ 11 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung beschließt über die Angelegenheiten soweit nicht nach dem Gesetz über 

die kommunale Zusammenarbeit, dieser Verbandssatzung oder nach besonderen Beschlüssen der 
Verbandsversammlung der Verbandsvorsitzende oder der Geschäftsleiter selbständig entscheidet. 
Die Verbandsversammlung ist insbesondere zuständig für die Bestellung des Geschäftsleiters.  
 
Die Verbandsversammlung kann folgende Angelegenheiten nicht übertragen: 
1. die Erteilung von Weisungen zur Stimmabgabe im Verwaltungsrat der VGI AöR  
2. die Änderung der  

a. Satzung des Zweckverbandes VGI,  
b. Satzung der VGI AöR,  

3. den Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen, insbesondere von Satzungen zur Fest-
setzung und Erhebung von Umlagen und von Satzungen zur Regelung der Modalitäten und der 
Höhe von Entschädigungsleistungen,  

4. die Entlastung des Verbandsvorsitzenden,  
5. die vermögensrechtlichen Entscheidungen von erheblicher Bedeutung,  
6. die Entscheidung über die Aufnahme und das Ausscheiden von Verbandsmitgliedern,  
7. die Entscheidung über die Auflösung des Zweckverbandes.  
 

(2) Die Vertreter/innen des Zweckverbandes sind bei der Stimmabgabe im Verwaltungsrat an Weisungen 
der Verbandsversammlung gebunden.  
 

§ 12 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

 
(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. 

 
(2) Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, erhalten Auslagenersatz, 

insbesondere eine Reisekostenvergütung. Verbandsräte, die kraft Bestellung der 
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Verbandsversammlung angehören, erhalten eine angemessene Entschädigung. Das Nähere wird in 
einer Entschädigungssatzung bestimmt. 
 

§ 13 
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten handelt, die dem Geschäftsleiter zur selbständigen Erledigung übertragen wurden. 
 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung. 
 

(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbandsvorsitzenden unbe-
schadet des Art. 34 Abs. 2 KommZG weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen 
werden. 
 

§ 14 
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

 
Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Unbeschadet des § 12 erhält 
der Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 13 eine Aufwandsentschädigung, ebenso die Stell-
vertreter nach dem Maß ihrer besonderen Inanspruchnahme. 
Das Nähere bestimmt eine Entschädigungssatzung. 
 

§ 15 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes und Geschäftsleiter 

 
(1) Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle. Die Geschäftsstelle soll bei der VGI AöR eingerichtet 

werden, die hierfür eine gesondert zu regelnde pauschale Vergütung erhält.  
 

(2) Die Geschäftsstelle unterstützt den Verbandsvorsitzenden bei der Erledigung der Verwaltungsge-
schäfte, soweit nicht der Geschäftsleiter für diesen handelt. Insoweit untersteht die Geschäftsstelle den 
Weisungen des Verbandsvorsitzenden. 
 

(3) Die Geschäftsstelle wird durch eine leitende Person geführt (Geschäftsleiter), die von der Verbands-
versammlung bestellt wird. Geschäftsleiter soll der Vorstand der VGI AöR sein. Der Geschäftsleiter 
erhält für seine Tätigkeit keine Vergütung. 
 

(4) Dem Geschäftsleiter obliegt die Leitung der Geschäftsstelle. Durch Beschluss der Verbandsversamm-
lung, der der Zustimmung des Verbandsvorsitzenden bedarf, können dem Geschäftsleiter Zuständig-
keiten des Verbandsvorsitzenden nach Art. 36 Abs. 2 KommZG ganz oder teilweise zur selbstständigen 
Erledigung übertragen werden. Durch gesonderten Beschluss der Verbandsversammlung können dem 
Geschäftsleiter mit Zustimmung des Verbandsvorsitzenden weitere Angelegenheiten zur selbständigen 
Erledigung übertragen werden. Dies gilt nicht in den Angelegenheiten, für die eine zwingende, gesetz-
liche Zuständigkeit der Verbandsversammlung vorgesehen ist.  
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(5) Der Geschäftsleiter hat den Verbandsvorsitzenden über alle wichtigen Angelegenheiten des Zweckver-
bandes rechtzeitig und laufend zu unterrichten. Er nimmt an den Sitzungen zur fachlichen Beratung 
und Unterstützung der Verbandsversammlung teil.  
 

(6) Der Geschäftsleiter ist im Umfang seiner Befugnisse zur Vertretung des Zweckverbandes nach außen 
befugt. Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
 

§ 16 
Dienstkräfte des Zweckverbandes 

 
(1) Der Zweckverband kann Dienstherr von Beamten sein und Arbeitnehmer beschäftigen. 

 
(2) Der Zweckverband wird die vorhandenen Beamten/Beamtinnen des Zweckverbandes der VGI AöR im 

Rahmen der beamtenrechtlichen Vorschriften zuweisen, sofern dort eine amtsangemessene Beschäf-
tigung gewährleistet werden kann. Ist dies nicht möglich, gilt Absatz 5 entsprechend. 
 

(3) Die Regelungen der beim Zweckverband verbleibenden dienst- und personalrechtlichen Angelegen-
heiten der der VGI AöR zugewiesenen Beamten/Beamtinnen richtet sich nach Art. 38 KommZG. 
 

(4) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkunden für Beamte/Beamtinnen sind vom Verbandsvor-
sitzenden zu unterzeichnen. 
 

(5) Im Falle der Auflösung oder wesentlichen Änderung der Aufgaben der VGI AöR werden die Dienstkräfte 
der VGI AöR unter Wahrung ihres personal- und versorgungsrechtlichen Besitzstandes vom Zweck-
verband übernommen. 
 

(6) Der Zweckverband wird Mitglied des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Bayern und des Bayerischen 
Versorgungsverbandes. 
 

§ 17 
Wirtschafts- und Haushaltsführung 

 
Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften über die Ge-
meindewirtschaft entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit etwas anderes ergibt. 
 

§ 18 
Haushaltssatzung 

 
(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern rechtzeitig, jedoch mindestens einen 

Monat vor der Beschlussfassung bekannt zu geben. 
 

(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres zu beschließen und 
mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 
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(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn eine rechtsaufsichtliche Genehmigung erforderlich ist, sogleich nach 
Erteilung der Genehmigung, sonst frühestens einen Monat nach der Vorlage an die Rechtsaufsichts-
behörde, sofern diese die Satzung nicht beanstandet, nach § 23 bekanntgemacht. 
 

§ 19 
Deckung des Finanzbedarfs 

 
(1) Die Finanzierung der Aufgabe nach § 4 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 erfolgt nach einer gesonderten Umlage 

nach räumlichem Anfall der notwendigen Ausgleichsleistungen. Das Nähere bestimmt eine Ausfüh-
rungsrichtlinie zu den allgemeinen Vorschriften. 
 

(2) Die Verbandsversammlung kann zur Finanzierung der Aufgaben nach § 4 Abs. 1 und Abs. 5, durch 
einstimmigen Beschluss Sonderumlagen für Maßnahmen erheben, die die Veranlassung und das Inte-
resse der betroffenen Verbandsmitglieder berücksichtigen. 
 

(3) Im Übrigen erhebt der Zweckverband zur Finanzierung seiner Aufgaben, soweit diese nicht durch Ein-
nahmen/Sonderumlagen gedeckt sind, von den Verbandsmitgliedern eine allgemeine Aufwandsumlage 
für Betriebskosten und Investitionsausgaben, die auch den der VGI AöR zu erstattenden Eigenaufwand 
umfasst. Umlagemaßstab für die Verteilung der Umlage auf die Verbandsmitglieder sind zu 50 % die 
Einwohnerzahl zum Ende des vorvorhergehenden Haushaltsjahres und zu 50 % die Nutzwagenkilo-
meter des vorhergehenden Haushaltsjahres der eigenwirtschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen Ver-
kehre im Gebiet des jeweiligen Verbandsmitglieds. 
 

(4) Die auf das Stadtgebiet Ingolstadt entfallenden Umlagen gemäß Absatz 1 bis Absatz 3 werden vom 
Verbandsmitglied INVG getragen; die Stadt Ingolstadt haftet für diese Verpflichtungen. 
 

§ 20 
Festsetzung und Zahlung der Umlage 

 
(1) Die Umlagen nach § 19 Abs. 1 sowie Abs. 3 werden für jedes Rechnungsjahr neu festgesetzt. Die 

Umlagen § 19 Abs. 2 werden maßnahmenbezogen festgesetzt.  
 

(2) Bei der Festsetzung der Umlagen ist anzugeben: 
a. die Höhe des nicht durch Einnahmen gedeckten laufenden Finanzbedarfs (Umlagensoll); 
b. Bemessungsgrundlage; 
c. Umlagesatz; 
d. die Höhe der Umlagen für jedes Verbandsmitglied. 

 
(3) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen 

(Umlagebescheid). 
 

(4) Auf die für das Haushaltsjahr im Haushaltsplan veranschlagten Verbandsumlagen werden von den 
Verbandsmitgliedern entsprechend dem Finanzierungsbedarf beim Zweckverband VGI Vorschüsse er-
hoben.  
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(5) Nach Vorlage der Einnahmeaufteilung für das jeweilige Kalenderjahr werden die endgültigen Ver-
bandsumlagen gem. § 19 Abs. 1 festgestellt und in dem darauffolgenden Haushaltsjahr bei der Fest-
setzung der Umlage gem. § 20 Abs. 2 berücksichtigt. Die bis dahin bereits geleisteten Umlagen werden 
jeweils angerechnet.   
 

(6) Nach Abschluss der Maßnahme, für die eine Sonderumlage gem. § 19 Abs. 2 erhoben wird, wird die 
endgültige Höhe der Sonderumlage festgestellt und in dem darauffolgenden Haushaltsjahr bei der Fest-
setzung der Umlagen gem. § 20 Abs. 2 berücksichtigt. Bereits geleistete Umlagen werden jeweils an-
gerechnet. 

(7)  
§ 21 

Kassenverwaltung 
 

Die Kassengeschäfte werden von der vom Zweckverband mit der Buchführung beauftragten Stelle ge-
führt. 

§ 22 
Örtliche und überörtliche Prüfung 

 
(1) Die Jahresrechnung des Zweckverbandes ist innerhalb von sechs Monaten nach Ende des Haushalts-

jahres aufzustellen und dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Ingolstadt zur Prüfung zuzuleiten. Das 
Rechnungsprüfungsamt der Stadt Ingolstadt führt dann die Prüfung durch (örtliche Rechnungsprüfung). 
Sodann wird sie der Verbandsversammlung zur Feststellung und Entlastung vorgelegt. 
 

(2) Für die überörtliche Prüfung gilt Art. 43 Abs. 2 KommZG i.V.m. Art. 91 der Landkreisordnung. 
 

§ 23 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
Satzungen, Verordnungen und sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes werden 
im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern amtlich bekanntgemacht. Die Verbandsmitglieder weisen 
in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachungen hin. 
Die Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen 
werden. 
 

§ 24 
Anwendbare Vorschriften 

 
Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit, im Übrigen die für Landkreise anzuwendenden Vorschriften entspre-
chend. 
 

§ 25 
Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 

 
(1) Abweichend von § 7 Abs. 1 wird die Verbandsversammlung zu ihrer ersten Sitzung von der Aufsichts-

behörde einberufen. Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung auch einberufen, wenn der 
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Vorsitzende und seine Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der Verbandsversammlung unauf-
schiebbar ist. 
 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern und bei Streitigkeiten der 
Mitglieder des Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde 
zur Schlichtung anzurufen. 
 

§ 26 
Auflösung und Abwicklung 

 
(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stim-

menzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist 
wie die Verbandssatzung bekanntzumachen. 
 

(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf eine andere juristische 
Person des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übergehen, so sind die Beamten und Versor-
gungsempfänger von den Verbandsmitgliedern im Verhältnis ihrer Stimmrechte gemäß § 6 im Zeitpunkt 
der Auflösung zu verteilen. 
 

(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die Verbandsmitglieder das Recht, die auf ihrem Gebiet bele-
genen Gegenstände des Verbandsvermögens zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Im Übrigen 
ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der 
übernommenen Gegenstände nach der Stimmzahl nach § 6 im Zeitpunkt der Auflösung zu verteilen. 
 

(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der Zweckverband 
aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung erhalten würde, wenn 
der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aufgelöst werden würde. Der Abfindungsan-
spruch wird 3 Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbandes 
fällig. Die Beteiligten können für die Berechnung und die Fälligkeit des Abfindungsanspruches eine 
abweichende Regelung vereinbaren; insbesondere kann vereinbart werden, dass das ausscheidende 
Verbandsmitglied die auf seinem Gebiet belegenen Gegenstände des Verbandsvermögens unter An-
rechnung auf seinen Abfindungsanspruch zum geschätzten Zeitwert übernimmt. 
 

§ 27 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Verbandssatzung tritt am 10. Dezember 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 
22. März 2023 außer Kraft. 
 
 
Ingolstadt, den 17. Dezember 2024 
 
 
Dr. Christian Scharpf 
Oberbürgermeister und Verbandsvorsitzender 
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Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt vom 24.02.2025 (Az.:02597-24) 
 

Vorhaben/Betreff: Nutzungsänderung von Großhandelslager zu Selfstorage Abstellflächen 
Grundstück: Ingolstadt, Schröplerstraße 35 
Gemarkung: Ingolstadt 
Flur-Nr.: 4937/3 
 
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Bescheid vom 24.02.2025).  
Geplant ist die Nutzungsänderung von Großhandelslager zu Selfstorage Abstellflächen. 
 
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbarten Grundstückseigentü-
mer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen  
beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für  
diese Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO). 
 
Grundsätzlich werden die Planunterlagen in digitaler Form zur Verfügung gestellt. Wenden Sie  
sich bitte hierfür vorab per E-Mail an bauordnungsamt@ingolstadt.de.  
Sollten Sie hierzu keine Möglichkeit haben, vereinbaren Sie bitte einen Termin mit dem Planannah-
mebüro (nördlich der Donau; Tel. 0841/305-2207 und südlich der Donau; Tel. 0841/305-2206). 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben  
werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für  
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per  
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich  
elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der  
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig 
 
 
Stadt Ingolstadt 
Bauordnungsamt 
 

 

Fortsetzung der Amtlichen Mitteilungen nächste Seite 

 
 

mailto:bauordnungsamt@ingolstadt.de
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Außengastronomie in der Altstadt: Antrag auf Sperrzeitverkürzung stellen 

Für die Außengastronomie kann in der Altstadt im Sommerhalbjahr (1. April bis 30. September) eine 
Sperrzeit ab 24 Uhr und für die beiden Tage des Audi Sommerkonzerts (Freitag, 27. und Samstag, 
28. Juni) eine Sperrzeit ab 1 Uhr beantragt werden. Diese gilt nicht generell, sondern setzt einen 
individuellen Antrag des jeweiligen Gastronomen voraus. 

Alle Gastronomiebetriebe in der Altstadt haben wieder die Möglichkeit, einen schriftlichen Antrag bei 
der Stadt Ingolstadt auf Verkürzung der Außengastronomiesperrzeit zu stellen. 
  

Amt für Ordnung, Gewerbe und Verbraucherschutz 
Rathausplatz 4, 85049 Ingolstadt  
E-Mail: gaststaetten@ingolstadt.de  

 
Das Antragsformular ist verfügbar auf der Internetseite  

www.ingolstadt.de/Erteilung-Gaststaettenerlaubnis 
 
Eine halbe Stunde vor Eintreten der Sperrzeit ist das Verabreichen von Speisen und Getränken zu 
beenden. Ab Sperrzeitbeginn dürfen sich keine Gäste mehr im Wirtschaftsgarten aufhalten. Aufräum-
arbeiten, auch das Zusammenstellen der Bestuhlung, müssen bis zu diesem Zeitpunkt abgeschlos-
sen sein. 
Bei festgestellten Verstößen oder wiederholten Lärmbeschwerden wird die Sperrzeit für den Wirt-
schaftsgarten/die Freischankfläche wieder auf den alten Stand zurückgeführt, um den Schutz der An-
wohner vor übermäßigen Lärmbelästigungen zu gewährleisten. 
 
Stadt Ingolstadt 
Amt für Ordnung, Gewerbe und Verbraucherschutz 

 
 
 
 

Vollzug der Wassergesetze; 
Kanalisation der Stadt Ingolstadt; 

Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Am Samhof“ in den Moosgraben 
 
Die Stadt Ingolstadt plant die Erschließung des Baugebietes „Am Samhof" (Baugebiet Nr. 339).  
 
Für die Entwässerung des Baugebietes ist ein Trennsystem mit Schmutz- und Regenwasserkanälen 
geplant. An den Regenwasserkanal werden private Flächen und öffentliche Flächen angeschlossen. 
Das gesammelte Niederschlagswasser soll noch einer Behandlung gedrosselt mit 50 l/s in den Moos-
graben eingeleitet werden. 
 
Für diese Einleitung von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Am Samhof“ in den Moosgraben 
wurde mit Bescheid vom 17.03.2025 eine gehobene Erlaubnis nach § 15 Wasserhaushaltsgesetz er-
teilt. 

https://www.ingolstadt.de/Erteilung-Gaststaettenerlaubnis
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Ausfertigung des Erlaubnisbescheides mit einer Rechts-
behelfsbelehrung und einer Ausfertigung der zugrundeliegenden Planunterlagen in der Zeit vom 
17.03.2025 bis einschließlich 31.03.2025 während der Dienststunden bei der Stadt Ingolstadt, Um-
weltamt, Wagnerwirtsgasse 8, Zimmer-Nr. 107, zur allgemeinen Einsichtnahme ausliegen. 
 
Für die Einsichtnahme in den Bescheid mit Planunterlagen wird um vorherige Terminvereinbarung 
unter den Tel.-Nrn. (0841) 305-2561, (0841) 305-2575 oder (0841) 305-2562 gebeten. 
 
Im Weiteren ist der Bescheid mit Planunterlagen auch im Internet unter 

www.ingolstadt.de/Leben_in_Ingolstadt/Umwelt_Natur_Klima/ 
unter der Rubrik „Aktuelle Bekanntmachungen" einzusehen. 
 
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Erlaubnisbescheid auch gegenüber den Betroffenen als zuge-
stellt, denen er nicht gesondert bekanntgemacht wurde. 
 
 
Stadt Ingolstadt 
Umweltamt  
 

 
Haushaltssatzung Zweckverband für Rettungsdienst und 

Feuerwehralarmierung Region Ingolstadt 
Haushaltsjahr 2025 

 
I. 

 
Aufgrund der Art. 40 ff. des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. 
der Gemeindeordnung, veröffentlicht im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern (OBABl.Nr. 5/2025 
vom 21. Februar 2025), erlässt der Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Re-
gion Ingolstadt folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit festgesetzt;  
er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit    5.834.600  

 
und  
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.603.500 
  

ab. 

http://www.ingolstadt.de/Leben_in_Ingolstadt/Umwelt_Natur_Klima/
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§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in Höhe von  
5.000.000 EURO vorgesehen. 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 17.500.000 Euro 
festgesetzt.  

§ 4 
 

Die Umlage nach § 17 der Verbandssatzung wird auf 3.528.000,00 EURO festgesetzt. 
 
Für die einzelnen Verbandsmitglieder errechnet sich folgender Umlagesatz: 
 
a) Verwaltungshaushalt   
Landkreis Eichstätt 26,62 % 934.354,33 EURO 
Stadt Ingolstadt 27,74 % 973.646,59 EURO 
Landkreis Pfaffenhofen 25,92 % 909.728,18 EURO 
   
Landkreis Neuburg/Schrobenhausen 19,71 %    691.770,90 EURO 
   
  3.509.500,00 EURO 
 
b) Vermögenshaushalt 

  

   
Landkreis Eichstätt 26,62 %  4.925,36 EURO 
   
Stadt Ingolstadt 27,74 % 5.132,48 EURO 
   
Landkreis Pfaffenhofen 25,92 % 4.795,55 EURO 
   
Landkreis Neuburg/Schrobenhausen 19,71 % 3.646,61 EURO 
   
  18.500,00 EURO 

 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf 972.433 Euro festgesetzt. 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2025 in Kraft. 
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II. 
 
Die Regierung genehmigt als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde gemäß § 16 der Verbandssatzung i. 
V. m. Art. 67 Abs. 4 GO, Art. 71 Abs. 2 GO; Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KommZG und Art. 117 GO 
rechtsaufsichtlich den Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men in Höhe von 5.000.000 € sowie den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung 
von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren in Höhe 
von 17.500.000 € (Regierungsschreiben vom 23.01.2025). 
 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen ab dem Tage der amtlichen Bekanntmachung bis 
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Zweck-
verbandes für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung der Region Ingolstadt in der Geschäftsstelle, 
Auf der Schanz 30, 85049 Ingolstadt während der allgemeinen Geschäftsstunden  
zur Einsichtnahme auf. 
 
Ingolstadt, 04.12.2024 
 
Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung 
Peter von der Grün  
Landrat und Verbandsvorsitzender 
 

 
 
 

Ausschreibung im Offenen Verfahren 
 

Die Ingolstädter Kommunalbetriebe AöR, Hindemithstraße 30, 85057 Ingolstadt, 
Tel. (0841) 305-37 01, vergabe@in-kb.de schreiben folgende Leistung nach VgV aus: 
 

Zwei mechanisch aufnehmende Kompaktkehrmaschinen, Nr. RFL-2611-2025, 
 
Einreichungstermin: 01.04.2025 um 10:00 Uhr,  
Ausführungsort: Ingolstadt 
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de 

 
 
 
 

Ausschreibung im Offenen Verfahren 
 
Die Stadt Ingolstadt, Amt für Soziales, beabsichtigt folgende Leistung nach VgV im Offenen Verfahren 
(EU) zu vergeben: 

 
Sicherheitsdienst am Franziskanerwasser, Nr. 550-0003-2025-F-IN 

 
Einreichungstermin: 14.03.2025 um 10:45 Uhr,  

 
 

mailto:vergabe@in-kb.de
http://www.vergabe.bayern.de/
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Ausführungsort: Ingolstadt 
Abwicklung der Ausschreibung über die Zentr. Vergabestelle, Spitalstr. 3,  
85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450,  
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de 
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de 

 
 

 
 
 

Ausschreibung im Offenen Verfahren 
 

Die Stadt Ingolstadt, Hochbauamt, beabsichtigt folgende Leistung nach VgV im Offenen  
Verfahren (EU) zu vergeben: 
Neubau Mittelschule Süd Ost 
 
- Werkstatteinrichtung und Maschinen, Nr. 665-0021-2025-B-IN 
Einreichungstermin: 01.04.2025 um 10:45 Uhr 
 
- Kombimaschine, Nr. 665-0022-2025-B-IN 
Einreichungstermin: 01.04.2025 um 11:15 Uhr 
 
- Brenn- und Emaillierofen, Nr. 665-0023-2025-B-IN 
Einreichungstermin: 01.04.2025 um 11:45 Uhr 
- Maschinen und Geräte, Nr. 665-0024-2025-B-IN 
Einreichungstermin: 01.04.2025 um 12:15 Uhr 
 
Ausführungsort: Ingolstadt.  
Abwicklung der Ausschreibung über die Zentr. Vergabestelle, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt,  
Tel. (0841) 305-2450, 
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de.  
Auskünfte zur Ausschreibung über die  
Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de 
 

 
 
 
 

Ende der Amtlichen Mitteilungen 
 
 

Das Amtsblatt der Stadt Ingolstadt wird ausschließlich digital veröffentlicht und erscheint 
wöchentlich und nach Bedarf.  
Es wird im Internet auf der öffentlich zugänglichen Internetseite www.ingolstadt.de/amtliche 
veröffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF-Dokument ist die amtlich bekannt  
gemachte Fassung. 

mailto:vergabe@ingolstadt.de
https://www.vergabe.bayern.de/
mailto:vergabe@ingolstadt.de
http://www.vergabe.bayern.de/

